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Das Projekt „Bürgerrat” im Bundestag ist
gescheitert
AfD wirkt: Auf der Sitzung der Be‐
richterstattergruppe Bürgerrat Mitte
Oktober verkündete die Vorsitzende
Marianne Schieder (SPD), dass es in
dieser Legislaturperiode keinen wei‐
teren sogenannten„Bürgerrat“mehr
geben wird. Ursprünglich hatte die
Ampelkoalition drei Bürgerräte im
Bundestag geplant. Jetzt konnte sich
die Koalition auf kein weiteres The‐
ma für einen Bürgerrat einigen. Der
Posten im Haushalt wird auf null ge‐
setzt, Steuergeld gespart.

Wir haben als AfDmit unserer Kritik und
unseremWiderstand gegen pseudode‐
mokratische Bürgerräte recht behalten.
Grüne und SPD wollten bereits bei der
Themenauswahl alles kontrollieren.
Frei nach dem DDR-Motto Walter Ul‐
brichts: Es soll demokratisch aussehen,
aber wir müssen alles in der Hand ha‐
ben. Bei wichtigen politischen Themen,
wie der Corona-Aufarbeitung, brau‐
chen wir keine gesteuerte politische
Show-Veranstaltung. Nur Untersu‐
chungsausschüsse können als wirksa‐
mes Instrument Zeugen zu Aussagen
verpflichten und Akteneinsicht erzwin‐
gen. Nach dem Abschluss Einsetzung
des ersten Bürgerrates „Ernährung“ mit
recht weltfernen Empfehlungen
schloss sich nun auch die CDU/CSU der
Ablehnung der AfD-Fraktion an. Die
Absage weiterer Bürgerräte in dieser

Legislaturperiode ist ein Erfolg der AfD-
Bundestagsfraktion.

Nach dem Desaster des ersten „Bürger‐
rats“ setzte sich nun sogar bei den ide‐
engebendenAltparteien die Erkenntnis
durch, dass diese „Sowjet“-Veranstal‐
tungen gelenkter Demokratie nicht nur
Steuergeldverschwendung sind, son‐
dern gar zu abwegigen Ergebnissen
führen. Parteiische Moderatoren und
nicht repräsentative Rätegruppen er‐
bringen in einem solch scheindemo‐
kratischen Verfahren das, was die AfD-
Fraktion vom ersten Tag an erwartet
hatte: bürgerferne Empfehlungen.

Die repräsentative Demokratie sollte al‐
lerdings tatsächlich sinnvoll ergänzt
werden: durch echte Volksabstimmun‐
gen, die grundlegende Entscheidun‐
gen der Regierung zusätzlich legitimie‐
ren oder eben stoppen können. Eine ur‐
alte Dauerforderung der AfD-Fraktion.

https://t.me/pboehringer
https://twitter.com/peterboehringer
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https://www.pboehringer.de
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mailto:peter.boehringer@bundestag.de
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Interfraktionelles Treffen der agrarpolitischen
Sprecher der AfD-Fraktionen

Anfang Oktober fand das interfraktio‐
nelle Treffen der agrarpolitischen Spre‐
cher der AfD aus dem Bundestag und
den Landtagen statt. Es waren zwei er‐
folgreiche Tage, die von engagierten
Diskussionen und einer klaren Zielset‐
zung geprägt waren.

Das Ergebnis ist ein Zehn-Punkte-Pro‐
gramm, das als klare Antwort auf die
Herausforderungen dient, mit denen
unsere Landwirte täglich konfrontiert
sind.

Ein zentraler Punkt unserer Diskussion
war die Renationalisierung der Agrar‐
politik. Denn wir sind davon überzeugt,
dass die EU-Agrarpolitik mit ihren über‐
bordenden Regelungen und bürokrati‐
schen Hürden unseren Landwirten
mehr schadet als nutzt. Wir möchten
den Betrieben deshalb wieder mehr Ei‐
genverantwortung zurückgeben und
sie in die Lage versetzen, von ihrer eige‐
nen Hände Arbeit zu leben. Es geht da‐
bei nicht nur um Bürokratieabbau, son‐
dern auch um spürbare Entlastungen
und die Stärkung derMarktposition der
Landwirte.

Besonders wichtig ist der Schutz traditi‐
oneller Kulturlandschaften. Diese sind
nicht nur Teil unseres Erbes, sondern
auch Grundlage für die nachhaltige
Nahrungsmittelproduktion. Der Erhalt
landwirtschaftlicher Flächen steht da‐
bei ganz oben auf der Agenda.Wir kön‐

nen uns keine Zwangsstilllegungen
oder den Verlust wertvoller Ackerflä‐
chen leisten.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die
Nutztierhaltung. Es ist klar, dass wir die
hohen Haltungsstandards in Deutsch‐
land nicht aufs Spiel setzen dürfen. Die
geplante Abschaffung heimischer
Nutztierhaltung wäre nicht nur ein
Rückschritt für die Landwirtschaft, son‐
dern würde auch die Qualität unserer
Lebensmittel gefährden. Wir fordern
die Bundesregierung auf, die Tierhal‐
tung in Deutschland zu unterstützen.

Insgesamt ist unser Zehn-Punkte-Pro‐
gramm ein wichtiger Schritt in die rich‐
tige Richtung. Wir fordern die Bundes‐
regierung auf, der Landwirtschaft in
Deutschland eine Zukunft zu geben
und dieVersorgungssicherheit mit qua‐
litativ hochwertigen Lebensmitteln zu
gewährleisten. Die Zukunft der deut‐
schen Landwirtschaft liegt in unseren
Händen – und wir sind bereit, dafür zu
kämpfen.
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Neue Aufgabe: Verkehrspolitischer Sprecher
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Am 15. Oktober habe ich die Aufgabe
des Verkehrspolitischen Sprechers der
AfD-Bundestagsfraktion übernommen
– nach dem Rückzug von Dirk Spaniel.
Ich danke meinen Kollegen in der Frak‐
tion für das Vertrauen!

Auch hier gilt mein Einsatz der persönli‐
chen Freiheit der Bürger und dem Zu‐
rückdrängen der links-grünen Ideologi‐
en. Die AfD-Bundestagsfraktion ist der
wahrhaftige Gegenpol zur Politik der
Einschränkungen, die immer aggressi‐
ver vorgetragenwird.Wir stehen für die
freieWahl des Verkehrsmittels und stel‐
len uns entschieden gegen die schlei‐
chende De-Mobilisierung der Bürger
durch immer mehr Verbote und immer
höhere Kosten. Die Bürger Deutsch‐
lands sollen sich auch in Zukunft ein
Auto leisten können, in den Urlaub fah‐
ren oder fliegen können und zuverlässi‐
ge Bahnverbindungen vorfinden. Die
Produkte unserer Wirtschaft sollen
schnell und günstig den Weg zu ihren
Abnehmern finden.

Über die Antriebe einschließlich des
Verbrennungsmotors sollen Erfinder
und Ingenieure entscheiden, nicht die
EU-Kommission oder ein Herr Habeck.
Allen Versuchen, den Verbrennungs‐
motor zu verbieten, stellen wir uns ent‐
gegen. Das gilt natürlich auch für alle
Ansätze durch die „Hintertür“ wie mit

unerfüllbaren Abgasvorschriften oder
Hersteller-Flottengrenzwerten.

Die Deutsche Bahn ist zum Fass ohne
Boden geworden und verhält sich oft
selbstherrlich wie ein Staat im Staate.
Verspätungen, Zugausfälle undMängel
beim Service sind alltäglich. Es genügt
nicht, Milliarden in die Infrastruktur zu
stecken. Der Bahnkonzern muss viel‐
mehr an die kurze Leine kommen und
sich ganz auf Deutschland konzentrie‐
ren – als GmbH des Bundes, nicht als
Aktiengesellschaft!

Linke Befürworter von „15-Minuten-
Städten“ sollen sich an der AfD-Fraktion
ihre Zähne ausbeißen. Dir zunächst
wohlklingenden Pläne für „Städte der
kurzen Wege“ zeigen ihre böse Fratze
auf den zweiten Blick – nämlich wenn
das Verlassen des eigenen Stadtvier‐
tels, insbesondere mit dem Auto, mit
hohen Kosten oder gar Verboten
bedacht werden soll.

Selbstverständlich führe ich meine
wichtigen Aufgaben im Haushaltsaus‐
schuss engagiert weiter – insbesondere
als dortiger Widerpart der Minister Ha‐
beck, Lauterbach und Lemke!

mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.facebook.com/W.Wiehle
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.wolfgang-wiehle.de
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9


Steuerverschwendung unter dem Deckmantel
der Abrüstung
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Im Jahresabrüstungsbericht 2023 infor‐
miert die Bundesregierung über ihre
Politik der Abrüstung, Nichtverbreitung
und Rüstungskontrolle sowie über die
Entwicklung der Streitkräftepotenziale
für das Jahr 2023.

Als abrüstungspolitischer Sprecher und
Obmann der AfD-Bundestagsfraktion
im Unterausschuss des Auswärtigen
Ausschusses für Abrüstung, Rüstungs‐
kontrolle und Nichtweiterverbreitung
habe ich die Gelegenheit genutzt, um
die im Hochglanzformat gepriesenen
Abrüstungsbemühungen der grünen
Außenministerin Annalena Baerbock
kritisch zu hinterfragen. Besonders in‐
teressant ist Anhang 1 des Berichts,
denn hier wird der tatsächliche jährli‐
che Mittelabfluss deutscher Steuergel‐
der in weltweite Projekte grüner Au‐
ßenpolitik aufgelistet.

Sicherheitspolitischer Dialog und Rück‐
kehr zu Abrüstungs- und Rüstungskon‐
troll-verhandlungen sind für mich äu‐
ßerst wichtig, gerade in einer Zeit, in
der einzelne Staaten und Staatenbünd‐
nisse wieder zunehmend auf Abschre‐
ckung durch Aufrüstung setzen. Im
deutschen Sicherheitsinteresse ist es
unabdingbar, eine neue Rüstungsspira‐
le im Herzen von Europa, aber auch
weltweit, einzugrenzen und unbeab‐
sichtigte Eskalationen zu vermeiden.
Die Frage ist nur, ob die Ampelregie‐

rung dazu die richtigen Mittel einsetzt.
Als großer Beitragszahler mit zusätzli‐
chen, freiwilligen Förderbeiträgen an
internationale Organisationen möchte
die deutsche Außenpolitik auf dem in‐
ternationalen Rüstungskontrollparkett
eine Führungsrolle einnehmen. So fei‐
ert sich die Bundesregierung beispiels‐
weise, weil sie im Rahmen des Chemie‐
waffenübereinkommens weit über den
deutschen Pflichtbeitrag hinaus freiwil‐
lig Fördergelder von jährlich 4 Millio‐
nen Euro gezahlt hat, um weltweit die
letzten 70.000 Tonnen „gemeldeter“
Chemiewaffen der Vernichtung zuzu‐
führen und das, obwohl Deutschland
bei Abschluss des Übereinkommens
selbst keine einzige Chemiewaffe hatte.

Im Bereich der nuklearen Abrüstung
sind 2023 von den knapp 13 Mio. Euro
Fördermitteln allein 8,7Mio. Euro an die
Ukraine geflossen, verpackt in Projekte
zur Ertüchtigung des „Physischen
Schutzes von Nuklearanlagen“ und der
Entsendung von Experten in die ukrai‐
nischen Atomkraftwerke. Hier stellt sich
mir auch die Frage, was diese Geldzu‐
wendungen mit nuklearer Abrüstung
zu tun haben und inwieweit die korrek‐
te Mittelverwendung überprüft wird?
Ebenso wenig wie Finanzspritzen an
Projekte„feministischer Außenpolitik in
der nuklearen Nichtverbreitung und
Abrüstung!“

https://www.geroldotten.de
https://www.mdb-otten.de
https://www.instagram.com/gerold.otten/
https://twitter.com/gerold_otten
https://www.facebook.com/GerolOottenAfD
https://t.me/MdB_Otten
https://t.me/MdB_Otten


Tobias Peterka, MdB
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Schutz von Rettungskräften ist der Regierung zu
unangenehm
Die Bundesregierung hat einen Gesetz‐
entwurf zum Schutz von Rettungskräf‐
ten vorgelegt, jedenfalls vom Namen
her. Tatsächlich geht es primär um den
Schutz von Politikern sowie Medien-
und EU-Vertretern vor Angriffen. So et‐
was heißt natürlich niemand gut. Je‐
doch war es den Altparteien ziemlich
egal, solange es AfDler und ihre Famili‐
en getroffen hatte. Die eigene Verdre‐
hung von Statistiken für voll nehmend
(Kritik an Grünen wird wie Gewalt ge‐
wertet) wurde man nun etwas panisch.
Dazu kam die Tatsache, dass man die
explodierenden Angriffe auf Rettungs‐
kräfte und Klinikpersonal nicht mehr so
ganz ignorieren konnte, gleichzeitig
aber einen zu großen Fokus auf den
offensichtlichen Grund nicht mit der
Ampel-Seele vereinbar sah. Was lag
also näher, als das neue Gesetz durch
den Schutz von Politikern und EU-Ver‐
tretern moralisch reinzuwaschen? An‐
griffe auf „Personen, die dem Allge‐
meinwohl dienen“ sollen nun härter
bestraft werden – und was erwähnt
man sogleich als Beispiel? Unsere ge‐
liebten Medienvertreter.

Die kürzlich durchgeführte Anhörung
zum Gesetz war ebenfalls grotesk. Zwei
Stunden wurde mit Professoren und
immerhin einigen Polizeivertretern dis‐
kutiert, ohne dass einmal dieWorte Mi‐
granten oder Parallelgesellschaften fie‐
len. Angriffe auf Medienvertreter, die

Geißel von rechts. Angriffe auf Ret‐
tungskräfte, Fallen für Polizisten und
zusammengeschlagenes Klinikperso‐
nal? Betrunkene oder Menschen, die
eben vom Amt gewohnt sind, dass „es
schnell geht“. Auf meine Frage hinsicht‐
lich des Elefanten im Raumwurde pein‐
lich herumgedruckst. Vertreter von Po‐
lizeivereinigungen merkte man an,
dass sie gerne dieWahrheit sagen woll‐
ten, aber wohl einenMaulkorb verpasst
bekommen hatten.

Natürlich können SPD, Grüne und auch
FDP nicht zugeben, dass wir bereits die
Kontrolle über viele Städte verloren ha‐
ben. Wenn Rettungskräfte in eine Falle
gelockt werden „um es den Deutschen
mal zu zeigen“, dann sollte auch dem
letzten Bürger auffallen, dass etwas ge‐
kippt ist. Die Regelungen des Gesetzes
zum Schutz von Rettungskräften sind
zu zaghaft. So etwas wäre sehr viel bes‐
ser mit harten Regeln im Aufenthalts-
und Polizeirecht zu kombinieren.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Zucker – Brühe statt Honig

Die Untätigkeit von Ernährungs- und
Landwirtschaftsminister Özdemir tischt
uns nun den nächsten Lebensmittel‐
skandal auf: Zucker-Brühe statt Honig!

Wenig überraschend, trotzdem unap‐
petitlich – deutsche Supermärkte wer‐
den überflutetmit billigem Zuckersirup
aus Drittländern, der hierzulande als
Honig verkauft wird.

Nun wird immer deutlicher, dass deut‐
scheVerbraucher und heimische Erzeu‐
ger für Özdemirs Tatenlosigkeit bezah‐
len. Dabei wurde zum Schutz gegen
eben solche Billigimporte bereits im
Frühjahr eine entsprechende EU –
Richtlinie zur Herkunftskennzeichnung
verabschiedet. Zur gleichen Zeit warn‐
ten deutsche Imker bei einem Treffen
mit Özdemir im März vor einer drohen‐
den Halbierung der Zahl deutscher Im‐
kereien durch importierte Billighonige.
Passiert ist seitdem Nichts!

Alles, was demMinister dazu einfällt, ist
die Abschaffung des Mindesthaltbar‐
keitsdatums für Honig, um die Lebens‐
mittelabfälle zu reduzieren. Er möchte
damit verhindern, dass zu viel Lebens‐
mittelabfälle vom Tisch des Verbrau‐
chers in den Müll wandern. Offenbar
landet aber nun sehr viel „Müll“ auf
dem Frühstückstisch des Verbrauchers
und deutsche Imkermüssen reihenwei‐
se ihr Geschäft aufgeben.

Eswird höchste Zeit für einen Stopp der
Dumpingpreise von Billig- Importen
und eine strikte Kennzeichnungs‐
pflicht, und zwar über die laschen Vor‐
gaben der EU hinaus. Deutsche Bürger
fordern Transparenz, sie wollen be‐
wusst einkaufen und guten Honig aus
der örtlichen Imkerei genießen.

Grundvoraussetzung hierfür ist die An‐
gabe der Herkunftsländer auf dem Eti‐
kett von Mischhonigen, inklusive aller
prozentualen Anteile. Für die immer
raffinierteren Fälschungen sind zudem
Methoden für eine bessere Nachweis‐
barkeit von gestrecktem Honig erfor‐
derlich. Der Minister ist nun in der
Pflicht, für das Wohl und die Interessen
deutscher Verbraucher und Erzeuger
entsprechende Initiativen auf den Weg
zu bringen.

Bitte unterstützt unsere örtlichen Im‐
ker, kauft ihren Honig und nicht das
schlecht gemachte Plagiat aus den Su‐
permärkten!

http://www.facebook.com/peterfelserafd
http://www.facebook.com/peterfelserafd
mailto:peter.felser@bundestag.de
http://www.twitter.com/PeterFelser
http://www.facebook.com/peterfelserafd
https://www.peterfelser.de
https://instagram.com/peter_felser
https://www.tiktok.com/@peterfelser_mdb
mailto:peter.felser@bundestag.de
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Bundesrat zerpflückt Rentenreform der Ampel-
Regierung
Der Bundesrat hat von seinem Recht
Gebrauch gemacht, zu Gesetzesvorha‐
ben der Bundesregierung eine Stel‐
lungnahme abzugeben und das Ren‐
tenpaket 2 der Ampel-Regierung kom‐
mentiert. Die Stellungnahme ist im üb‐
lichen, diplomatischen Ton verfasst.
Der Inhalt hat es allerdings in sich, denn
er stellt demGesetzesvorhaben ein ver‐
nichtendes Urteil aus. Dazu einige Bei‐
spiele:

• In Punkt 15 der Stellungnahme
wird kritisiert, dass für die Beitrags‐
sätze nach 2025 keine Obergrenze
mehr festgelegt wird.

• In Punkt 16 wird befürchtet, dass
bei Umsetzung des aktuellen Ent‐
wurfs die Rente nicht dauerhaft fi‐
nanziert werden kann.

• In Punkt 17 wird die Bundesregie‐
rung aufgefordert, eine absehbare
Überlastung der Beitragszahler
stärker zu berücksichtigen und ge‐
eignete Maßnahmen zu ergreifen.

• In Punkt 20 wird die Bundesregie‐
rung ermahnt, nicht länger in die
Rentenkasse zu greifen, um den
Haushalt zu sanieren.

• Punkt 21 stellt fest, dass die Bun‐
desregierung sich in Zukunft sogar
noch schamloser an den Renten‐

beiträgen bedienen will.
• Punkt 23 merkt an, dass genau die‐

ses Verhalten das Vertrauen der
Bürger in die gesetzliche Rente un‐
tergraben wird.

• Punkt 24 beschäftigt sich dann mit
dem von der FDP geforderten Ge‐
nerationenkapital und stellt tro‐
cken fest, dass dieses bei Weitem
nicht ausreichen wird, um die
durch das Rentenpakt massiv stei‐
genden Beiträge abzufedern.

Der Bundesrat, der aus insgesamt 69
Vertretern der Landesregierungen be‐
steht, greift in seiner Stellungnahme
damit die Kritik der AfD auf, ohne dass
jedoch auch nur ein einziger AfD-Ver‐
treter im Bundesrat sitzt. Ganz im Ge‐
genteil: In 15 von 16 Landesregierun‐
gen (außer Bayern) ist mindestens eine
Ampel-Partei vertreten. Das ist bemer‐
kenswert, denn damit zerpflücken SPD,
Grüne und FDP den Gesetzesentwurf
ihrer eigenen Regierung. Aus AfD-Sicht
kommt hinzu, dass mit dem Rentenpa‐
ket II Arbeitsminister Heil die 5!!! Ren‐
tenzuschusskürzung allein in dieser Le‐
gislaturperiode vorlegt. Stattdessen
soll der Beitragszahler seinen Haushalt
sanieren. Wie verlogen ist denn das.
Nur die AfD traut sich an eine echte
Rentenreform heran, die Rentnern und
Beitragszahlern gleichermaßen nutzt.

https://twitter.com/GerritHuy
mailto:gerrit.huy@bundestag.de
https://twitter.com/GerritHuy
https://www.facebook.com/gerrithuy.afd
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://t.me/gerrithuy
https://t.me/gerrithuy
https://www.youtube.com/channel/UCZJFECewSRnXpiZ1Ndmhnhg
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.gettr.com/user/gerrithuy


81% der Jugendlichen mit Kriegssorgen
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Mitgliedschaften undÄmter im Bundestag
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•Petitionsausschuss
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AfD für Frieden in Parlament und auf
der Straße

Die Shell-Jugendstudie 2024 gibt der
auf Friedenslösungen in der Ukraine fo‐
kussierten Politik der AfD-Bundestags‐
fraktion Recht: Das Gefühl, „von Krieg
betroffen“ zu sein, ist bei Jugendlichen
in Deutschland von unter 50% 2019 in
nur fünf Jahren auf 81% gestiegen.

Blauer Jugend-Trend jetzt auch im
Westen

Da ist es nur logisch, dass sich in den
jüngsten Landtagswahlen die jugendli‐
chenWählerpräferenzen erdrutschartig
von den NATO-olivGRÜNENWaffenlob‐
byisten zur einzigen realpolitischen
Friedenspartei AfD verschoben.

Für uns als Abgeordnete sollte die Ar‐
beit gerade in solch emotionalen Fra‐
gen wie Krieg und Frieden nicht aufs
Parlament beschränkt bleiben. Am 20.
Oktober lud ich daher als Mitglied des
Deutschen Bundestags in meinem
Wahlkreis Oberallgäu zu einer Kundge‐
bung unter dem Motto „Frieden und
Freiheit“.

Für die relativ kleine Stadt Lindau am
Bodensee folgten mit 300 Teilnehmern
erstaunlich vieleMenschen demAufruf,
zumal nur 100 Personen angemeldet
worden waren. Die Zerrissenheit unse‐
rer Gesellschaft, die uns als AfD-Frakti‐

on im Deutschen Bundestag in jeder
Sitzungswoche lautstark entgegen‐
brandet, zeigte sich im vergleichswei‐
sen linken Lindau jedoch nicht mehr so
stark wie noch vor vier Jahren.Während
damals 25 Demo-Teilnehmer rund 10-
mal so vielen Gegendemonstranten ge‐
genüberstanden, lag das Verhältnis
diesmal nicht bei 1 zu 10, sondern bei
über 2 zu 1. Ein großer Erfolg nur zehn
Monate nach den 2.000 Teilnehmer
umfassenden Anti-AfD-Demos auf ge‐
nau demselben geschichtsträchtigen
Bismarckplatz.

Brücken bauen

Brücken bauen, trotz Krieg, Brücken
nach Osten, aber auch innerhalb der
Gesellschaft war der Aufruf der sieben
Redner, nur zwei davon aus der AfD,
und des Musikers Eloas Min Barden.
Doch schockiert mussten die Teilneh‐
mer feststellen, dass selbst während
der Schweigeminute für die Kriegsto‐
ten in den Kriegen in der Ukraine und
Nahost die „Nazis raus“-Rufe nicht ver‐
stummten. Propaganda vernebelt das
Denken und spaltet die Menschen.
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Petitionsrecht als Ausdruck des Bürgerunmuts
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Im vergangenen Monat haben wir in
zwei Sitzungswochen 60 Petitionen be‐
handelt.

Ich bin immermehr begeistert vonmei‐
ner Aufgabe im Deutschen Bundestag,
denn das Petitionsrecht hat nicht nur
einen direkten Auftrag durch das
Grundgesetz, sondern ist Ausdruck des
Bürgerdenkens. Das sind sehr oft Pe‐
tenten, die aus unseren Reihen stam‐
men.

Und so sind auch eine bedeutende An‐
zahl an Petenten unserer Einladung in
den Deutschen Bundestag gefolgt, um
an der ersten Petitionskonferenz der
AfD Bundestagsfraktion teilzunehmen.
Wir konnten lebhaft und auf Augenhö‐
he miteinander besprechen, wie Wün‐
sche und Sorgen der Bürger unseres
schönen Landes behandelt worden
und welchen Erfolg oder Misserfolg die
Petition jeweils hatten.

Kein anderer Arbeitskreis in der Frakti‐
on hat eine so direkte Verbindung zu
den Arbeitspartnern, wie der Petitions‐
ausschuss. Mich hat es sehr überrascht
– keine Brandmauer, keine Abneigung
gegen unsere Partei. Ganz im Gegen‐
teil!

Natürlich findet man auch manchmal
absurde Forderungen, wie etwa eine
Petition, die einen Zuschuss zum
Deutschlandticket fordert, die den Preis

des Tickets fast dreifach übertrifft. Oder
für mich als begeisterter Motorradfah‐
rer, die Forderung am Motorradhelm
ein Kennzeichen anzubringen! Aber der
überwiegende Teil der Petitionen des
Monats kommt aus dem Herzen unse‐
rer Bürger und ist sehr vernünftig.

Es geht um unsere Kranken- und Pfle‐
geversicherungen, mit seinen Aus‐
wüchsen. Es geht um die Regulierung
unserer Verkehrsvorschriften, um die
Sorgen um unsere Kinder und Jugend‐
lichen und um Fragen des Steuerrechts,
wo deutlich wird, dass wir endlich mit
diesem Bürokratisierungswahnsinn
aufhören müssen.

Ich selbst konntemich als Berichterstat‐
ter für die Bewahrung des Bargeldes
einsetzen. Denn wir als AfD wollen kei‐
nesfalls zulassen, dass die Bezahlung
nur noch digital oder mit Karten erfol‐
gen kann. Die Zahlung mit Bargeld ist
gelebte Freiheit und gibt uns Bürgern
dieMöglichkeit derWahl. Das ist unsere
Politik.
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